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Beiblatt zur Parlamentskorresponden~ lO.November 1948. 

Spezialitätenordnung. 

A n fra g e b e a,n t w 0 r tun g._ 

ZU der Antrage der Abg.W ö 1 f 1 e r und Genossen über die 

Spezialitätenordnung, die den Verkehr mit pharmazeutischen Spezialitäten 

im. Gebiete der Bundesrepublik Österreich regelt, teilt BundeSlllinister für 

soziale Verwaltung Mai seI mit~ 

Es ist vollkommen unrichtig,~ss das Inkrafttreten ~e~ Speziali­

titenordnung vom 27.Mirz 1947, veröffentlicht im Bundesgesetzblatt vom 

2.Juni 1947? B.G.B1.Nr.99, mit 30.Juni 1948 festgel.egtwurde. Die in Bede 

stehende Verordnung ist mit der Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt in 

Kraft getreten. Der § 16 dieser Verordnung bestimmt, dass Vorräte solcher 

?pezialitäten, die aus der leit vor Geltungsbeginndieser Verordnung 

stammen, bis 30.Juni 1948 aufgebrsucht werden ~ürfen. 

Wenn daher jetzt noch Vorrä-ye von Arzneispezialitäten aus der 

Zeit vor dem 2.Juni 1947 in den Apotheken vorh~nden sind, so ist vor allem 

die Frage berechtigt, wo diese Vorräte in der Zeit bis zu Beginn dieses 

Jahres waren, wo doch 1n den Apotheken ein allgeae in bekannter,:notoriseh;~r 

Arzr.eimittelmangel bestand,so gross, dass ständige Hi~fsa~'tionen unter ... 

nommen werden mussten, die Alliierten dringendst um ihre Hilfe gebeten 

werden mu8~ten, um dieseo_Abzneimittelmangel nur einigermassen zu beheben .. 

Jetzt wird dUl"ch die ,\nfrage der Nationa.lräte Wölfle~ und Genossen plötz­

lichbekannt, dass grosse Vorräte von Präparaten bekannter reichsdeutscher ., -

Fi~en in den Apotheken lagern, deren Abgabe durch die bestehende Spezia­

lititenordnung blockiert ist und die geordnete Versorgung der Bevölkerung 

mit A.rzneimitteln nicht mehr gesichert und aufs schwerste gefährdet ersche:Vt. 
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Jedenfails haben Aufnahmen von Vorräten von bewirtschafteten 

Artikeln mn den Apotheke~ auf Grunddes Chemika1ienbewirtschaftungs­
gesetze s in den Jahren 1945 qpd .1946 solche Vorrä~ nicht zu Tage ge-

mass~gen 
fördert. Auf normalem gesetz . Wege konnten sie nicht ins Land 
and in die Apotheken kOJll..men~ denn eine Einfuhr aus reutschland auf 

hormalem Wege war bis in die allerjüugste Zat fast unmöglich u~d 

wenn eine Einfuhr_.auf normalem Wege zustande gekommen wäre, hätte si 

nur im Wege des W~renverkehrsbürns, bzw. der Ein-,Aus-und Durchfuhr­
kommission im Finanzministerium durchgeführt werden können. Dort sch 
nen jedoch solche Einfuhren nicht aufo 

Handelt~es sich um Bestände, die bei den Drngengrosshandlungen 

lagen und erst jetzt in den Ap.otheken erscheinen? Vielleicht sogar ur 

bewirtschaftete Artikel , die der Heilmi ttelve rteilungsstelle im Bund~ 

ministerium für soziale Verwaltung als der zuständigen Bewirtschaftul 
stelle gar nicht gemeldet wurden? 

In der Anfrage heisst es, dass in der Zeit vom März 1947, 
richtig soll es offenbar heissen: vom 2.Juni 1947 ,die im Verkehr 
befindlichen österreichischen Spezialpräparate zwecks Registrierung 
einer eingehenden und gründlichen Untersuchung hätten zugef·ührt werde 
sollen. Bis 30 .Juni1948 sei in dieser Richtung nichtsderaJ~tiges 

erfolgt. 
Dazu ist zu sagen, dass nat~rgemäss nur jene Präparate dem 

RegistrLerungsverfahren unterwr.rfen werden können, die wirklich an­
gemeldet werden. Nun wurden bis anfangs Juni 1948 insgesamt 758, 
in der. Zeit vlim 1.Jänner bis 30.Juni 1.J. 480, bis 20.September 1948 
insgesamt 1350 Spezialitäten zur Registrierung angemeldet~ 

Nun ist den Interpellanten genau bekannt, dass die Bundesanstal 
für chemische und pharmazeutische Unters~chungen völlig ausgebombt 

ist und mühsam wieder wenigstens teilweise instand gesetzt werden 

konnte. In letzterer Hinsicht ißt da sehr viel geschehen, nur entzieh 
sich di<..-:.:l der Kenntnis einer weitEren Öffentlichkeito 

Im Hinblick auf die urizuläLSlich8 Leistungsfähigkeit der Unter­
suchungsanstal t und mit Rücksich'J nuf die wie derholten Besprechungen 
mit Vertretern det' ApothEkerschaft wurde die Erstreckung der im § 16 

der Spezialitätenordnung festgelegten Frist auf den 30.September 1948 
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durch die Verordnung vom 190Mai 1948 1 BeGoBl'jNr~112i veröffentlicht 
im Bundesgesetzblatt vom 28"Juli 1948 i erstreckt .... Die Imterpellanten 
beanständen~ dass der Entwurf der letzteren Verordn~g nicht der 
Apothekerkammer zur Begutachtung zugeleitet wurde. 
1. Wurde dem Wunsch der Apo.the~erschaft auf Fristerstreckung ohnehin 
Reohnung getragen und ., . 

2. wäre, wenn erst ein Begutachtungsverfahren hätte 'eingeleitet werden 
sollen, .die "betreffende Verordnung jedenfa.lls viel später erschi~ nen 
und die Schwierigkeiten am lcJuli loJ. wären jedenfalls unvergleich­
lich grösser gewesen, als sie es nach dem 1.·Oktober 1948 sind. 

Der Oberste Sanitätsrat hat in seiner Sitzung vom 170Juli 1.~. 
in einer Resolution dringend die Anwendung der Bestimmungen der Spe~ 
z1alitätenordnung verlangt 0 Andererseits hat die Apothekerkammer ihre 
Eingabe auf Grund ihres ~eschlusses vom 280August erst am 6.Sept~mber 
dem BQ.n.desministerium präsentiert, zu einem Zeitpunkte, in welchem die 
Hinausgabe einer Verordnung bis 30.,September aus gesetzestechnlschen 
GIÜnden ganz ausgeschlossen war. Die Tnterpellanten wissen genau, da-ss 
auch die Verordnungen der Zustimmung der Alliierten bedürfen. Die EingJbe 
der Apothekerkammer kam daher viel zu spät, ll,lb die Errassung einer 
neu.erlichen 'Verordnung im Sinne einer weiterenF.risterstreckung zu er­
mög~icheno 

Es erweckt einen merkwürdigen Eindruck, wenn die Interpellanten 
die Bemühungen des Ministeriums kritisieren i weil es sich auf Vor -
sprache der Vertreter.der Apothekerkammer bemühte, den Apothekern die 
Bezahlung der nichtregistrierten Arzneispezialitäten seitens der Kranken­
kassen zu sichern, welche zwischen dem l.und 14cOktoberb l.Jo auf Grund 
TJOY ... 'K..cankenkass::nr,szspten abgegeben wurden, weil die Apotheker in der 
Provinz aus technischen GrLi.ndennicht im Besitz der vom Ministerium . 

bis 30 "September veröffentlichten Listen der zur Abgabe zugelassenen 
Speziali·täten waren" Das Bundesministerium für soziale Verwaltung hat 
daher angesichts der bestehenden Schwierigke i ten und im Bemü)len, der 
Bevölkerung wenigstens den Bezug der wichtigsten, verlässlichen Arznei­
mittel zu sichern, den einzig möglichen Weg beschritten, der in der 
Erteilung von VorbeSCheiden für angemeldete Spezialitäten besteht .. 
llusserdem musste .die Abgabe d\r im Wege. von Hilfslieferungen nach 
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So wu.rden bisher 9 bzw o 13 IJisten m.i.t insgesamtL .. 277 Sp~zial ... 
'präparaten "i'eröffentlicht, welche 2.n don A )otheken a.bgegeben werden 

können .. Man v.ergegenwärtig(-] si-,~h ncch:n.als" dass bis zum 20 .. September 1.J., 

insgesamt 1, .. 350 Spezialitäten 8,ngsJ.:.cldet waren" Die Registrierung 

der Spezialitäten wirt wei t:~l'h:':r: T:')rc:tert) es werden weiterhin, solan?,o 

die endgültige Itegi.st:c~~_ e:r'l~:ng :!"'.:.:tcl':rt :rostlos d.u.rchgeI'Ührt werden kann, 

Vorbescheide erteilt W9l'd€11.;: so d.ass ,sich der Zahl der zur ~bgabe an 

die Bevölker.J.hg zur V'el'IügUlJg stehE;nden SpcztaJ.präparate von Woche ZII 

Woche vergrösserto 

Kein Einsichtiger n3.1d faciikundiger ist sich darüber im' unklarL':1, 

dass es sich bei dieser Aktion um diE:~ ·Bereilü.gmlZ pin?sZu.standes hl3ll.c)(;11 

der sich als FolgeerscheinUng des Zusall1..mer.l.brucl1es der nationalsoziaJ.isti~ 

sehen ~ewaltherrschaft ergeben hat~ 
Dass hiebei in erster Linie die Interessenten del~ arzneibedürft1g,~n 

Bevölkerung, der. Industri earbei "tel"schaft und' die bel'echtigten Interes8tm 

der Apotheker v.:ie auch des Drogengrosshande/ls berücksichtigt werden 

sollen, ist mir als Minister für soziale Verwaltung völlig kla:t'o 

FDbenso klar ist aber auch, dass o.::'e bestehenden Schwierigkeiten nur 

in cer Zusammenarbeit·dcr betailigten Kreise gemeistert werden können~ 

Es ist daher den Bsmühungen aBr Behörden und der in Eetfacht kommenden 

Fachkre1se nur abträglich, wen....Tl. durch Press6'Veröffentlichungen, die ';·0-1 

einseitiger Standespolitik inspiriert sina.~ Unruhe in der Bevölkerung 

erzeugt wird" 

Ich bin daher mJ."ti den Interpella.nten eines Sinnes, wenn sie ver­

langen, dass die anhängigen Registrierl1.ngen so· rasch als möglich ab­

ge'7':Ch~.08gen werdene' Sie mögen versicher"tsein, dass auch mir die rest­

lose und, soweit es die gegebenen Umstände ge statten, rascheste Beseiti­

gung der bestehenden Schwierigkeiten im Interesse' der leidenden Bevölke-

rung am Herzen liegto . 
Ich sehe mich j :;;doch angesichts der Tatsache, dass sei t einem b.'lr_":!.1 

Jahre durch massgebliche Mitwirkung meines Ministeriums so viele Ar:,V',"' .". 
mittel nach Österreich gekommen sind, genötigt, f'e stzustellen, dass vO:~ 
einem Arzneimittelmangel i der die g!;3regel te und geordnete Versorgun~ 
mit Arzneimitteln als nicht gesichert une. schwerstens gefährdet ersc~:L:i­
nen lässt, g~ücklicherweise nicht mehr gesprochen werden kanna 

- .. , ...,0-0 ... ·' 
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